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Nach Ablauf der ersten Berufungsperiode hat der SRLE mit seinen neu- und wiederberufenen Mitgliedern 

am 30.1.2019 seine Arbeit aufgenommen.  

Der SRLE fordert in Anschluss an die Stellungnahmen des SRLE vom 30.6.2016, 22.1.2018, 30.4.2018 und 

3.7.2018 den Vermittlungsausschuss sowie Bundestag und Bundesrat auf, die notwendige Grundgesetz-

Änderung für die Fortentwicklung der Gemeinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz (GAK) als 

gemeinsames Instrument von Bund und Ländern zur Förderung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Ver-

fahren mit den vorgesehenen Änderungen der Art. 104b, 104c, 104d, Art. 125c und 143e GG sofort anzu-

gehen.  

Die Gewährleistung gleichwertiger Lebensverhältnisse ist zu Recht eine der obersten Prioritäten der aktuel-

len Bundesregierung und bedarf gezielter Maßnahmen sowohl für die verdichteten als auch für die ländli-

chen Räume. Ziel muss es sein, überall die Voraussetzungen für eine gute und angemessene Versorgung zu 

schaffen und eine gleichwertige Entwicklung in den verdichteten und in den ländlichen Räumen zu ermög-

lichen. 

Der SRLE stellt fest, dass sich die Lebenswirklichkeit in den ländlichen Räumen gewandelt hat. Bei ihrer 

Einführung ging es nach der Intention des Gesetzgebers darum, den seinerzeit diagnostizierten Einkom-

mensabstand der landwirtschaftlichen Bevölkerung zum volkswirtschaftlichen Gesamtdurchschnitt zu ver-

mindern. Seinerzeit fand sich eine unbefriedigende Agrarstruktur im Bundesgebiet, die durch kleinbäuerli-

che Betriebsstrukturen und Streubesitz mit geringer Produktivität gekennzeichnet war. Die Bindungskraft 

der Landwirtschaft als Arbeitgeber hat sich in den letzten Jahrzehnten deutlich vermindert. Demgegenüber 

haben das produzierende Gewerbe, das Handwerk sowie der Tourismus und der Dienstleistungsbereich 

stetig an Bedeutung gewonnen. Die GAK nimmt diese Entwicklung in ihrer jetzigen Struktur nur unzu-

reichend auf.  

Mit den vom Bundestag im November 2018 beschlossenen Maßnahmen zur Förderung des sozialen Woh-

nungsbaus, der Städtebauförderung sowie der Bildungs- und Betreuungsinfrastruktur wurden bereits kon-

krete Maßnahmen zur Verbesserung der Lebensverhältnisse insbesondere in den verdichteten Räumen 

eingeleitet. Die ländlichen Räume dürfen aber nicht zurückstehen. Auch die hier bestehenden Herausfor-

derungen müssen zügig und mit konkreten Maßnahmen untersetzt angegangen werden. Zur Verbesserung 

der Lebensverhältnisse in den ländlichen Räumen muss insbesondere das Instrumentarium der GAK ange-

sichts der gewandelten Bedeutung der Landwirtschaft für die Lebensbedingungen in den ländlichen Räu-

men sowie vor dem Hintergrund des beschleunigt fortschreitenden demografischen, technologischen, 

wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandels an die neuen Herausforderungen und die veränderte Le-

benswirklichkeit der Bürger und Bürgerinnen in den ländlichen Räumen angepasst werden. Dies ist ohne 

die vom Bundesrat im Juli 2018 einstimmig eingeforderte Grundgesetzänderung nicht möglich. 

Der SRLE fordert daher nachdrücklich, die entsprechende verfassungsrechtliche Erweiterung der GAK in 

die angestrebte Grundgesetz-Änderung einzubeziehen und innerhalb dieser Gemeinschaftsaufgabe die 

begrenzende Bindung an den Begriff „Agrarstruktur“ in Bezug auf die ländliche Entwicklung und die Ge-

währleistung nachhaltiger Versorgungsstrukturen in ländlichen Gebieten zu lösen. Die Zuständigkeiten der 

Länder werden dadurch nicht verändert, aber die darauf bezogene Mitwirkung des Bundes zeitgemäß ge-

fasst, um zu gleichwertigen Lebensverhältnissen beizutragen. Eine sinnvolle Abgrenzung und enge Ab-

stimmung mit der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) stellt 

sicher, dass GRW und erweiterte GAK komplementär zueinander wirken. Der Sachverständigenrat spricht 

sich nachdrücklich dafür aus, bei der Umsetzung die Gemeinschaftsaufgabe deutlich stärker an den Be-

dürfnissen in den ländlichen Räumen und an ihren Herausforderungen und Potentialen zu orientieren. 

Dementsprechende räumliche Differenzierungen sollten möglich sein. Eine räumliche Schwerpunktbildung 

ist bereits im bestehenden GAK-Gesetz vorgesehen. 
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